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Integrationsgipfel der Bundesregierung:  
dbb Vize Benra: Migrantinnen und Migranten für den öffentlichen Dienst 
begeistern  
 
(dbb) Mehr Engagement bei der Gewinnung von jungen Menschen mit ausländischen 

Wurzeln für den öffentlichen Dienst hat der stellvertretende dbb Bundesvorsitzende 
Hans-Ulrich Benra am Rande des Integrationsgipfels der Bundesregierung am 1. Dezem-

ber 2014 in Berlin gefordert. „Dass sich die Bundesregierung auch in dieser Legislaturpe-
riode intensiv mit Maßnahmen zur Verbesserung der Integration insbesondere von jungen 

Migrantinnen und Migranten am Arbeitsmarkt befasst, ist zu begrüßen. Dem Arbeitsmarkt 

öffentlicher Dienst kommt hier eine Vorbildfunktion zu, nicht zuletzt auch, weil uns der 
Fachkräftemangel hier besonders früh trifft und zu engagiertem Handeln zwingt“, machte 

Benra deutlich. 

 
„Wir brauchen in Zukunft jeden qualifizierten 
jungen Menschen, um die schon heute er-

kennbaren Altersabgänge auszugleichen. Dabei 

muss ohne Vorbehalte über Wege zur Verbes-
serung der künftigen Personalgewinnung von 

Zuwanderern nachgedacht werden. Alle Maß-
nahmen, die geeignet sind, qualifiziertes Per-

sonal für eine Beschäftigung im öffentlichen 
Dienst zu begeistern, sollten geprüft werden“, 

so der dbb Fachvorstand für Beamtenpolitik. 

Anonymisierte Bewerbungsverfahren könnten 
dabei einen wichtigen Beitrag leisten, um zu 

einer diskriminierungsfreieren Einstellungspoli-
tik zu gelangen. Behördennahe Berufsvorberei-

tung könne zudem die Bereitschaft zu einer 

späteren Berufsausbildung oder dem Eintritt in 
das Beamtenverhältnis wecken. „Allerdings 

müssen auch die Beschäftigungsbedingungen 
verbessert werden“, betonte Benra. So gebe es 

beispielsweise im Beschäftigungssektor Schule 

und Frühpädagogik, der bei Migrantinnen und 
Migranten als potenzielles Berufsfeld aktuell 

sehr gefragt sei, eine Reihe von Verbesse-
rungsmöglichkeiten, etwa perspektivisch ange-

legte Personalentwicklung, ausbildungsgerech-
te Bezahlung und noch flexiblere Beschäfti-

gungsmöglichkeiten.  

 
Auch Bundesinnenminister Thomas de Maizière 

(CDU) äußerte sich im Rahmen des Integrati-
onsgipfels unter der Leitung von Bundeskanz-

lerin Angela Merkel (CDU) zur Integration von 
Migrantinnen und Migranten als Beschäftigte 

und informierte, dass im Geschäftsbereich des 

Bundesinnenministeriums derzeit eine freiwilli-
ge anonymisierte Umfrage zu den Zuwande-

rungshintergründen der Beschäftigten laufe, 
deren Ergebnisse im kommenden Jahr vorlie-

gen und bekannt gemacht sollten. Zu den 
Gründen, warum junge Migrantinnen und Mig-

ranten den öffentlichen Dienst eher zögerlich 

als Arbeitgeber in Betracht ziehen, vermutete 
der Minister, dass es noch zu wenige entspre-

chende familiäre Vorbilder gebe und der öf-
fentliche Dienst in anderen Kulturkreisen weni-

ger gut beleumundet sei als in Deutschland. 

 
Der Integrationsgipfel der Bundesregierung ist 

eine Konferenz, auf der seit 2006 Vertreter aus 
Politik, Migrantenorganisationen, Gewerkschaf-

ten und Arbeitgeberverbänden, sowie weiteren 

Vereinen aus Gesellschaft, Sport und Kultur 
Probleme der Zuwandererintegration in der 

Bundesrepublik Deutschland diskutieren und 
gemeinsam Lösungen erarbeiten. Auslöser für 

die Konferenzserie waren unter anderem die 
Ergebnisse der PISA-Studien, die verdeutlich-

ten, wie sehr der Erfolg im deutschen Bil-

dungssystem mit der Herkunft und dem famili-
ären Bildungshintergrund zusammenhängt. 

(01/46/14) 

 
 

Einkommensrunde 2015: Branchentage fortgesetzt 
Polizei, Straßenwärter, Förster – Rege Diskussionen über inhaltliche  
Forderungen  
 
(dbb) Bevor Anfang 2015 die Verhandlungen über den Tarifvertrag für den öffentlichen 

Dienst der Länder starten, sucht der dbb die Diskussion mit den Mitgliedern seiner Fach-
gewerkschaften über die inhaltlichen Forderungen. In der langen Reihe dieser Veranstal-

tungen diskutierten jetzt Polizistinnen und Polizisten, Straßenwärterinnen und Straßen-
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wärter, Försterinnen und Förster über ihre Erwartungen und Forderungen und über The-
men, die ihnen mit Blick auf die Einkommensrunde 2015 unter den Nägeln brennen.  

 
Polizei: Wir lassen uns nicht über den 

Tisch ziehen 
 

Am 3. Dezember 2014 fand der zweite Bran-

chentag „Öffentliche Sicherheit“ statt, zu dem 
sich rund 150 Polizistinnen und Polizisten in 

Hamburg trafen. Eine gerechte Beteiligung an 
der allgemeinen Einkommensentwicklung auch 

für die Kolleginnen und Kollegen im Polizei-

dienst - egal ob Arbeitnehmer oder Beamte - 
das war die vielfach geäußerte zentrale Forde-

rung auf der Veranstaltung. 
 

Will Russ, dbb Vize und Verhandlungsführer 

bei den Tarifverhandlungen, bezeichnete die 
Beseitigung der bestehenden Einkommensun-

terschiede zu den Beschäftigten des Bundes 
und der Kommunen als „unterste Schmerz-

grenze“ für jede Einigung im Länderbereich: 
„Die Differenz liegt schon jetzt bei über 1,4 

Prozent, ab März 2015 sogar bei fast 4 Pro-

zent. Das muss mindestens ausgeglichen wer-
den. Außerdem muss das Tarifergebnis auf alle 

Beamtinnen und Beamten in allen Ländern 
übertragen werden – alles andere wäre unge-

recht und inakzeptabel.“  

 
Der Hamburger Landesvorsitzende der Deut-

schen Polizeigewerkschaft (DPolG) Joachim 
Lenders erinnerte daran, dass Hamburg in der 

zurückliegenden Einkommensrunde das Tarif-
ergebnis vollständig auf die Beamten übertra-

gen hat: „Das war 2013 richtig und ist es auch 

2015. Insofern begrüßen wir die frühzeitige 
Übernahmezusage des Senats für das nächste 

Jahr. Es bleibt aber die offene Frage der Ge-
genfinanzierung. Einen parallelen Stellenabbau 

oder ähnliches werden wir keinesfalls hinneh-

men.“ Polizistinnen und Polizisten, die tagtäg-
lich den Kopf für die öffentliche Sicherheit 

hinhalten, „lassen sich nicht über den Tisch 
ziehen“, so Lenders. 

 

Straßenwärterinnen und Straßenwärter: 
Jeden Tag volles Risiko 

 
Jeden Tag volles Risiko gehen auch die Stra-

ßenwärterinnen und Straßenwärter „Wer tag-
täglich diesen gefährlichen Job macht, um für 

sichere Straßen zu sorgen, muss angemessen 

und fair bezahlt werden“, betonte Willi Russ im 
Gespräch mit den Kolleginnen und Kollegen 

vom Verband Deutscher Straßenwärter 

(VDStra.) am 28. November 2014 im 

rheinland-pfälzischen Wittlich. 
 

„Anschluss halten“ sei die Maßgabe für die 

anstehende Verhandlungsrunde mit den Län-
dern, „denn die Kolleginnen und Kollegen in 

den Kommunen bekommen dank dem jüngs-
ten Tarifabschluss Anfang dieses Jahres bereits 

mehr Geld“, so der dbb Vize. Russ unterstrich 

auch hier, dass das erzielte Tarifergebnis zeit- 
und inhaltsgleich auf den Beamtenbereich 

übertragen werden muss: „Es kann nicht an-
gehen, dass die Bezahlung der unterschiedli-

chen Statusgruppen im öffentlichen Dienst der 

Länder immer weiter auseinander driftet.“ 
 

„Wir tragen rund um die Uhr, jahrein, jahraus 
die Verantwortung für eine funktionierende 

und sichere Verkehrsinfrastruktur in Deutsch-
land – oftmals unter lebensgefährlichen Bedin-

gungen. Diese Leistung hat ihren Preis“, sagte 

Werner Ege, stellvertretender Bundesvorsit-
zender und Landesvorsitzender Rheinland-

Pfalz/Saarland des VDStra. Ege forderte zu-
gleich spürbare Verbesserungen der Arbeitsbe-

dingungen: „Permanente Arbeitsverdichtung 

aufgrund von Personalknappheit und Überalte-
rung in Straßen- und Autobahnmeistereien, 

Baubetriebshöfen und Ämtern darf kein Dauer-
zustand sein.“ 

 
Forstbeschäftigte: Unsere Arbeit ist un-

verzichtbar – ordentliche Bezahlung aber 

auch 
 

In Leipzig kamen am 4. Dezember 2014 Förs-
terinnen und Förster zusammen, um Themen 

zu diskutieren, die ihnen unter den Nägeln 

brennen. „Eure Arbeit ist sowohl unter wirt-
schaftlichen Gesichtspunkten als auch mit Blick 

auf Naturschutz und gesunde Ökosysteme 
unverzichtbar und nachhaltig. Das muss sich 

auch in einer angemessenen Bezahlung wider-

spiegeln“, sagte Karl-Heinz Leverkus, stellver-
tretender Vorsitzender der Bundestarifkommis-

sion des dbb. „Da bleibt noch viel zu tun.“ 
Unverzichtbar sei auch, „dass es für gleiche 

Tätigkeiten auch eine vergleichbare Bezahlung 
geben muss – das sollte eigentlich eine Selbst-

verständlichkeit sein“, so Leverkus. 

 
„Den Wald als touristisches Ziel und Erholungs-

faktor – nicht nur in Thüringen - kennt jeder, 
die Menschen wissen ihn landauf, landab zu 
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schätzen. Wir Forstleute sorgen dafür, dass mit 
der Ressource Wald verantwortungsvoll umge-

gangen und diese vielfältig genutzt wird“, 
machte Andreas Schiene, Landesvorsitzender 

Thüringen des Bundes Deutscher Forstleute 

(BDF) deutlich. Die Wertschätzung für diese 
Arbeit lasse aber in vielen Bereichen zu wün-

schen übrig. „Eine Erhöhung der Tabellenent-
gelte steht deshalb für uns an erster Stelle der 

Forderungen zur Einkommensrunde.“  

Am 18. Dezember 2014 werden die Gewerk-
schaften des öffentlichen Dienstes in Berlin ihr 

Forderungspaket für die Einkommensrunde 
2015 beschließen. Die Verhandlungen mit der 

Tarifgemeinschaft der Länder (TdL) beginnen 

am 16. Februar 2015 in Berlin und werden am 
26. Februar beziehungsweise 16. März 2015 in 

Potsdam fortgesetzt. 
(02/46/14) 

 
 

Demografie-Dialog mit Bundesregierung: dbb für demografievorsorgende  
Stellenpolitik 
 
(dbb) Für eine demografievorsorgende Stellenpolitik im öffentlichen Dienst plädiert der 
dbb im Rahmen des Dialogs mit der Bundesregierung über deren Demografiestrategie 

„Jedes Alter zählt“. „Es geht darum, qualifizierte Nachwuchskräfte zunächst auf Stellen 

mit so genanntem ‚kw‘- also ‚künftig wegfallen‘-Vermerk einzustellen, bis Dauerstellen 
mittelfristig durch Altersabgänge frei werden“, erläuterte Hans-Ulrich Benra, stellvertre-

tender dbb Bundesvorsitzender und Fachvorstand Beamtenpolitik, in der Sitzung der Ar-
beitsgruppe „Der öffentliche Dienst als attraktiver und moderner Arbeitgeber“ (AG F des 

Demografie-Dialogs) am 24. November 2014 in Berlin. Der dbb sehe in diesem Vorgehen 

eine gute Möglichkeit, um frühzeitig und bedarfsgerecht Nachbesetzungen vornehmen zu 
können. 

 
dbb Vize Benra: „Zum einen kann damit er-

reicht werden, dass befristete Arbeitsverhält-
nisse für Nachwuchskräfte reduziert werden. 

Zum anderen wird dadurch die Weitergabe von 
Know-how an Jüngere ermöglicht. Wir unter-

stützen diese Idee ausdrücklich und erwarten 

eine entsprechende Umsetzung durch die Bun-
desregierung“, sagte Benra. Themen der AG F-

Sitzung waren neben einer 
demografievorsorgenden Stellenpolitik der 

jeweils aktuelle Stand weiterer einzelner Pro-

jekte, unter anderem Mobiles Arbeiten, Lang-
zeitkonten und Familienservice.  

 
Die Demografiestrategie der Bundesregierung, 

vorgelegt im April 2012, formuliert unter dem 
Motto „Jedes Alter zählt“ konkrete Ziele und 

Maßnahmen im Umgang mit dem demografi-

schen Wandel. Da diese Vorschläge in weiten 
Teilen nur gemeinsam mit den Ländern und 

Kommunen, Verbänden, Sozialpartnern und 
anderen Akteuren der Zivilgesellschaft zu reali-

sieren sind, werden sie im Rahmen eines von 

der Bundesregierung eingeleiteten Dialogpro-

zesses auf breiter Ebene mit den Gestaltungs-

partnern in verschiedenen Arbeitsgruppen 
diskutiert und weiterentwickelt.  

 
Der dbb ist in insgesamt fünf dieser Arbeits-

gruppen vertreten: Neben dbb Vize Hans-

Ulrich Benra, der in der AG F den Posten des 
Ko-Vorsitzenden innehat, arbeitet in der AG 

„Mobilisierung aller Potenziale zur Sicherung 
der Fachkräftebasis“ Willi Russ, Fachvorstand 

Tarifpolitik und Zweiter dbb Vorsitzender, mit. 

In der AG „Familie als Gemeinschaft stärken“ 
wird der dbb durch die stellvertretende Bun-

desvorsitzende Kirsten Lühmann vertreten. Der 
stellvertretende dbb Bundesvorsitzende Ulrich 

Silberbach gehört der AG „Motiviert, qualifiziert 
und gesund arbeiten“ an. In der neu geschaf-

fenen AG „Jugend gestaltet Zukunft“ nimmt die 

dbb jugend-Vorsitzende Sandra Kothe das 
Mandat des gewerkschaftlichen Dachverbands 

wahr.  
(03/46/14) 

 

 
 
Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf: 
Verbesserungen bei Pflegezeiten auf Beamte übertragen 
 

http://www.dbb.de/ueber-uns/bundesleitung/hans-ulrich-benra.html
http://www.dbb.de/ueber-uns/bundesleitung/hans-ulrich-benra.html
http://www.dbb.de/ueber-uns/bundesleitung/willi-russ.html
http://www.dbb.de/ueber-uns/bundesleitung/kirsten-luehmann.html
http://www.dbb.de/ueber-uns/bundesleitung/ulrich-silberbach.html
http://www.dbb.de/ueber-uns/bundesleitung/ulrich-silberbach.html
http://www.dbb.de/ueber-uns/jugend/ueber-die-dbb-jugend/vorstand/sandra-kothe.html
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(dbb) Die Bundesregierung hat ein Gesetz für die bessere Vereinbarkeit von Familie, Pfle-
ge und Beruf vorgelegt. Es soll die Möglichkeiten des Familienpflegezeitgesetzes und des 

Pflegezeitgesetzes weiterentwickeln und verzahnen. Der dbb begrüßte am 24. November 
2014 die grundsätzliche Zielrichtung des Entwurfs und forderte, die neuen Regelungen 

auch auf Beamtinnen und Beamte zu übertragen. 

 
Der Gesetzentwurf sieht vor, dass Arbeitneh-
mer künftig für bis zu 24 Monate einen An-

spruch auf teilweise Freistellung erhalten, 
wenn sie einen nahen Angehörigen in häusli-

cher Umgebung pflegen („Familienpflegezeit“). 

Bislang war ihnen das nur mit Einverständnis 
des Arbeitgebers möglich. Voraussetzung ist 

aber eine verbleibende Mindestarbeitszeit von 
15 Wochenstunden. 

 
Zusätzlich erhalten die Arbeitnehmer einen 

Anspruch auf ein zinsloses Darlehen. Zudem 

sollen Arbeitnehmer, die ihren Anspruch auf 
eine vollständige oder teilweise Freistellung 

von bis zu sechs Monaten geltend machen 
(„Pflegezeit“), künftig einen Anspruch auf För-

derung durch ein zinsloses Darlehen erhalten. 

Das Darlehen soll in monatlichen Raten ausge-
zahlt werden und die Hälfte des durch die Ar-

beitszeitreduzierung fehlenden Nettogehaltes 
abdecken. Für die kurzfristige Zeit (bis zu zehn 

Tage) zur Organisation einer neuen Pflegesitu-
ation soll es künftig einen Anspruch auf Pfle-

geunterstützungsgeld, vergleichbar mit dem 
Kinderkrankengeld, geben.  

 

Kritik übte der dbb an der Begrenzung der 
Familienpflegezeit und der Pflegezeit auf 24 

Monate. Die Inanspruchnahme eines zinslosen 
Darlehens bürde zudem auch weiterhin den 

Angehörigen die finanzielle Last der Pflege auf. 
Statt eines Darlehens solle es eine Entgelter-

satzleistung, vergleichbar mit dem Elterngeld, 

geben. Grundsätzlich seien die geplanten Maß-
nahmen aber zu begrüßen, um die Vereinbar-

keit von Familie, Pflege und Beruf zu fördern, 
so der dbb. Die Verbesserungen durch das 

Gesetz, das zum 1. Januar 2015 in Kraft treten 

soll, müssten nun auf die Beamtinnen und 
Beamten übertragen werden. 

(04/46/14) 

 
 
Sozial- und Erziehungsdienst: Forderungen werden am 18. Dezember  
beschlossen 
 
(dbb) Bereits im September hat der dbb die Eingruppierungsregelungen für den Sozial- 

und Erziehungsdienst (SuE) zum 31. Dezember 2014 gekündigt. Wann genau die Ver-
handlungen im Jahr 2015 beginnen, steht noch nicht fest, aber die Vorbereitungen laufen 

bereits auf Hochtouren.  

 
Bereits jetzt haben sich Schwerpunkte heraus-

kristallisiert, die Gegenstand der Tarifverhand-
lungen sein werden. Die Beschäftigten verdie-

nen eine größere Wertschätzung. Diese soll 
sich in einer deutlich besseren Eingruppierung, 

aber auch in guten Arbeitsbedingungen nie-

derschlagen. Zusätzliche Aufgaben, insbeson-
dere im Bereich der Leitungsfunktionen, wer-

den nicht ausreichend gewürdigt. Auch das 
müsse geändert werden.  Den gestiegenen 

psychischen und physischen Anforderungen 

sollte ebenfalls Rechnung getragen werden. 
„Die Einkommen der Kolleginnen und Kollegen 

im Sozial- und Erziehungsdienst sind mit Blick 
auf die Verantwortung, die sie tagtäglich für 

Menschen übernehmen und den Beitrag, den 

sie für die Gesellschaft leisten, viel zu gering. 
Das darf so nicht weiter bestehen“, sagte And-

reas Hemsing, stellvertretender Vorsitzender 
der dbb Bundestarifkommission und Verhand-

lungsführer bei den anstehenden Tarifverhand-

lungen mit der Vereinigung der kommunalen 
Arbeitgeberverbände (VKA).  

 
Am 18. Dezember 2014 wird die dbb Bundes-

tarifkommission auf Grundlage der Gespräche 

mit den Fachgewerkschaften die konkreten 
Forderungen beschließen.  

(05/46/14) 
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dbb bundesseniorenvertretung:125 Jahre Rentenversicherung – 125 Jahre  
soziale Sicherheit 
 
(dbb) Zum 125-jährigen Bestehen der Deutschen Rentenversicherung hat der Vorsitzende 

der dbb bundesseniorenvertretung, Wolfgang Speck, am 2. Dezember 2014 die Bedeu-
tung der 1889 in Deutschland ins Leben gerufenen Rentenversicherung für heute 20 Milli-

onen Rentnerinnen und Rentner hervorgehoben. „Die Deutsche Rentenversicherung ist 
eine Erfolgsgeschichte“, so Speck am Rande des Seniorinnen- und Seniorentages des dbb 

Hessen in Frankfurt am Main. 

 
Die Rentenversicherung habe zu einem hohen 
Maß an sozialer Sicherheit geführt. Dies be-

deute aber nicht, dass sie nicht verbesserungs-
fähig sei. Es mache nachdenklich, wenn im 

OECD-Vergleich nur japanische Rentnerinnen 

und Rentner schlechter dastehen als deutsche, 
so Speck. Insbesondere Geringverdienende 

seien von Altersarmut bedroht. Dies sei in ei-
nem der reichsten Länder der Welt nicht hin-

nehmbar. „Hier ist die Politik gefordert, damit 
wir die Deutsche Rentenversicherung auch in 

75 Jahren noch als Erfolgsmodell feiern kön-

nen“, so Specks Appell. 
(06/46/14) 

 
 

Aus Bundesländern und Mitgliedsgewerkschaften 
 

 

Landesgewerkschaftstag wählt neue Leitung des NBB  
 
(dbb) Die Delegierten des Landesgewerkschaftstages des Niedersächsischen Beamten-

bundes (NBB) haben eine neue Landesleitung für die nächsten fünf Jahre gewählt. Als 

Landesvorsitzender wurde Friedhelm Schäfer mit 95,4 Prozent der Stimmen im Amt be-
stätigt. Zu Stellvertretern wiedergewählt wurden Peter Specke, Joachim Henke, Klaus 

Grothe und Martin Kalt. Neu in der Landesleitung sind Marta Kuras und Jens Schnepel. 

 
Zum 23. ordentlichen Landesgewerkschaftstag 
des NBB am 1. und 2. Dezember 2014 waren 

rund 150 stimmberechtigte Delegierte und gut 

20 Gastdelegierte nach Hildesheim gekommen. 
Der Landesgewerkschaftstag ist das höchste 

Organ des NBB und findet alle fünf Jahre statt.  
 

Zur Festveranstaltung am Nachmittag des 
ersten Veranstaltungstages konnte Landesvor-

sitzender Schäfer den niedersächsischen Minis-

terpräsident Stephan Weil, Vertreter aller im 
Landtag vertretenen Fraktionen und den dbb 

Bundesvorsitzenden Klaus Dauderstädt begrü-
ßen. Am 2. Dezember legten die Delegierten 

inhaltliche Positionierungen der Gewerk-

schaftsarbeit für die kommenden Jahre fest, 
darunter die Forderung nach einem Paradig-

menwechsel in der Besoldung.  

 
Bereits im Vorfeld des Landesgewerkschaftsta-

ges und auch vor den Delegierten brachte 
Schäfer eine Pensionskasse für Beamtinnen 

und Beamte ins Gespräch. In Zukunft könne 
dafür ein „nennenswerter Teil“ des Solidari-

tätszuschlags zweckgebunden an Länder wie 

Niedersachsen gegeben werden, die mit den 
Versorgungsaufwendungen erhebliche Proble-

me haben, schlug Schäfer vor.  
(07/46/14) 

 

 

dbb Hessen mahnt Teilhabe an Besoldungsentwicklung an  
 
(dbb) Der dbb Hessen erwartet von der Landesregierung, dass sie den Beamtinnen und 

Beamten wie auch den Tarifbeschäftigten die Teilhabe des öffentlichen Dienstes an der 
allgemeinen Einkommensentwicklung ermöglicht. Das machte die Vorsitzende des dbb 

Hessen beamtenbund und tarifunion, Ute Wiegand-Fleischhacker, am 2. Dezember 2014 
anlässlich der Haushaltsberatungen der Regierungskoalition deutlich. 
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„Wie Mitglieder der Koalitionsparteien und der 

Landesregierung immer wieder betonen, ist die 
Landesverwaltung in Hessen gut aufgestellt“, 

sagte Wiegand-Fleischhacker. Das bedeute 
auch: „Der öffentliche Dienst ist sein Geld 

wert.“ 

 
Wiegand-Fleischhacker verwies die Äußerun-

gen einiger Landtagsabgeordneter, wonach die 
hessischen Beamten im Vergleich zu anderen 

Bundesländern an der Spitze der Besoldung 

lägen, ins Reich der Fabeln. Zudem werde 
weiter verschwiegen, dass die hessischen Be-

amten noch immer die 42-Stunde-Woche ha-
ben. „Unterschlagen wird auch, dass die letz-

ten Besoldungserhöhungen nur mit erheblicher 

Verzögerung umgesetzt und im Tarifbereich 
vereinbarte Einmalzahlungen verweigert wur-

den", kritisierte Wiegand-Fleischhacker.  
(08/46/14) 

 

 

DSTG unterstützt Schäuble-Vorstoß im Kampf gegen internationale  
Steuertrickserei 
 
(dbb) Die Deutsche Steuer-Gewerkschaft (DSTG) begrüßt, dass Deutschland, Frankreich 

und Italien in der aktuellen „Luxemburg-Leaks“- Debatte den Druck auf die Europäische 

Kommission verstärken wollen. In einem gemeinsamen Brief an den zuständigen EU-
Kommissar Pierre Moscovici hatten Bundesfinanzminister Wolfgang Schäuble, sein fran-

zösischer Kollege Michel Sapin sowie der italienische Finanzminister Pier Carlo Cardoan 
weitere Kommissionsvorschläge gegen die Steuervermeidung internationaler Konzerne 

gemacht. Die bisherigen Vorschläge seien derzeit nicht ausreichend. Notwendig seien 
strikte Regeln und Bestimmungen gegen Steuersparmodelle (sogenannte Rulings). 

 
„Finanzminister Schäuble und seine Kollegen 

liegen damit auf DSTG-Linie“, stellte der DSTG-

Bundesvorsitzende und dbb Vize Thomas Ei-
genthaler am 3. Dezember 2014 fest. Es könne 

nicht sein, dass sich Firmen durch undurch-
sichtige Gewinnverlagerungen über die Grenze 

künstlich arm rechneten und sich so einer Be-

steuerung nach ihrer Leistungsfähigkeit entzö-
gen. Auch entspreche es nicht dem europäi-

schen Gedanken, wenn sich die EU-Staaten 
untereinander einen aggressiven Steuerwett-

bewerb leisteten. Eigenthaler spielte damit auf 

Praktiken insbesondere in Luxemburg, den 
Niederlanden und Irland an, wo man sich 

durch intransparente Vorab-Absprachen 

(„Rulings“) billigste Steuersätze sichern könne.  

 
„Diese europarechtswidrige Subventionierung 

von Großkonzernen muss umgehend abgestellt 
werden“, forderte Eigenthaler. Diese Praktiken 

führten zu einer Wettbewerbsverzerrung zu 

Lasten der Unternehmen, die ehrlich in 
Deutschland ihre Steuern zahlten. „Rulings 

richten sich gegen den deutschen Mittelstand. 
Außerdem wird der Fiskus jährlich um mindes-

tens 10 bis 20 Milliarden Euro geschädigt“, so 

der DSTG-Chef.  
(09/46/14) 

 

 

GDL fordert Bahn zu verbessertem Angebot bis 17. Dezember auf  
 
(dbb) Die Gewerkschaft Deutscher Lokomotivführer (GDL) hat die Deutsche Bahn (DB) 
aufgefordert, ihr bis zum 17. Dezember 2014 ein erheblich verbessertes Angebot zu un-

terbreiten. Bis zu diesem Zeitpunkt muss auch die erste Verhandlung dazu geführt wer-
den. Das haben der GDL-Hauptvorstand und die Tarifkommission am 4. Dezember 2014 in 

Königswinter-Thomasberg einstimmig beschlossen. 

 
„Wir geben der DB damit eine letzte Chance, 

endlich Farbe zu bekennen und massive Ar-

beitskämpfe zu verhindern. Mit allen bisherigen 
Angeboten, auch dem letzten mit 600 Seiten, 

befindet sich die DB auf dem falschen Gleis“, 

sagte der GDL-Bundesvorsitzende und dbb 

Vize Claus Weselsky.  

 
Weiter heißt es in der GDL-Mitteilung: „Die DB 

versucht lediglich, der Öffentlichkeit vorzutäu-
schen dass sie der GDL noch immer Angebote 
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unterbreitet, weiß aber ganz genau schon vor-
her, dass die GDL ablehnen muss. Erstens 

gehen die Angebote nicht auf die von der GDL 
geforderten Inhalte mit Schwerpunkt Arbeits-

zeit und Belastungssenkung ein, und zweitens 

werden die Tarifergebnisse immer wieder mit 
der Tarifeinheit verknüpft. Nach rund 160 

Stunden Streik beharrt die DB immer noch auf 
Tarifeinheit. Sie verlangt definitiv, dass „kon-

kurrierende“ Tarifbestimmungen ausgeschlos-

sen sind. Die Rechtslage in Deutschland ist 
aber eine andere - und das haben die beiden 

Gerichtsurteile in Frankfurt erst vor wenigen 
Wochen bestätigt: Es gilt Tarifpluralität und die 

GDL hat einen verfassungsmäßig abgesicher-

ten Anspruch auf einen eigenständigen Tarif-
vertrag. Deshalb hat das Landesarbeitsgericht 

Frankfurt den Streik der GDL für rechtmäßig 
erklärt.“ 

 
„Dem Bahnvorstand mag das nicht gefallen“ so 

Weselsky, „aber es geht hier nicht um Wün-

schen und Wollen, sondern um grundgesetzlich 
garantierte Rechte.“  

 
Auch der bewährte GDL-Flächentarifvertrag für 

Lokomotivführer solle in der Versenkung ver-

schwinden und der für Zugbegleiter gar nicht 
erst entstehen. Dieser gelte jedoch bereits für 

97 Prozent aller Lokomotivführer in Deutsch-
land. Außerdem habe die DB den GDL-

Lokomotivführern und Zugbegleitern in dem 

600-seitigen Angebot nicht eine einzige Ver-
besserung angeboten. 

(10/46/14) 

 

 

Kritik an Umstrukturierungen bei Telekom-Tochter hält an  
 
(dbb) Die Kritik an den geplanten Umstrukturierungen bei der Telekom-Tochter Vivento 
Customer Service (VCS) reißt nicht ab. Nachdem das Standortkonzept der VCS Ende Sep-

tember 2014 bekannt geworden war, sprach sich nicht nur die Kommunikationsgewerk-
schaft DPV (DPVKOM) gegen die vorgesehenen Maßnahmen aus.  

 
Auf Initiative der DPVKOM hat sich nun auch 

der Vorsitzende der Bundestagsfraktion Die 

Linke, Gregor Gysi, in die Diskussion einge-
schaltet. In einem Schreiben an den Vor-

standsvorsitzenden der Deutschen Telekom 
AG, Timotheus Höttges, verwies Gysi darauf, 

dass mit der Reduzierung der Call-Center-
Standorte von 15 auf fünf unbillige Härten für 

die Beschäftigten - etwa stundenlange An-

fahrtswege zu neuen Ersatzarbeitsplätzen und 
vermehrte Teilzeitbeschäftigung - einhergehen 

würden. Auch viele der 300 Menschen mit 
Behinderungen, die derzeit bei VCS arbeiten, 

müssten das Unternehmen verlassen oder 

würden heraus gedrängt.  

 
Angesichts eines Bilanzgewinns von 2,9 Milliar-

den Euro und einer Dividendenzahlung von 2,2 
Milliarden Euro an die Aktionäre erschließe sich 

eine betriebswirtschaftliche Notwendigkeit für 
diese Umstrukturierungen nicht, stellte Gysi 

fest. In diesem Zusammenhang wolle er vom 

Telekom-Chef auch wissen, inwiefern Alterna-
tiven zu den geplanten Schließungen geprüft 

worden sind.  
(11/46/14) 

 

 

"Deutscher Lehrerpreis 2014" in Berlin verliehen 
 
(dbb) Der Deutsche Lehrerpreis 2014 ist am 1. Dezember in Berlin verliehen worden. 21 

Auszeichnungen gingen an Pädagogen und Projekte aus neun Bundesländern, 15 Lehr-

kräfte wurden auf Initiative ihrer Schüler für besonderes pädagogisches Engagement ge-
ehrt. Sechs innovative Unterrichtsprojekte wurden ausgezeichnet. 3.500 Schüler und 

Lehrkräfte beteiligten sich an der sechsten Auflage des Wettbewerbs, der vom Deutschen 
Philologenverband (DPhV) und der Vodafone Stiftung Deutschland initiiert wird. 

 
Die Präsidentin der Kultusministerkonferenz 

Sylvia Löhrmann, Ministerin für Schule und 
Weiterbildung und stellvertretende Minister-

präsidentin des Landes Nordrhein-Westfalen, 

unterstrich bei der Preisverleihung das heraus-

ragende pädagogische Engagement aller dies-

jährigen Preisträgerinnen und Preisträger. In 
der Kategorie „Schüler zeichnen Lehrer aus“, 

haben Schüler/innen der diesjährigen Ab-

schlussklassen besonders engagierte Lehrkräf-

http://www.presseportal.de/stichwort/schule/135
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te nominiert. Dabei gingen die meisten Preise 
mit vier Auszeichnungen nach Baden-

Württemberg und Nordrhein-Westfalen, zwei 
Mal konnte die Jury engagierte Pädagogen aus 

Rheinland-Pfalz auszeichnen, je ein Preisträger 

kommt  aus Bayern, Berlin, Niedersachsen, 
Sachsen und Schleswig-Holstein. 

 
Für die zweite Wettbewerbskategorie „Lehrer: 

Unterricht innovativ“ hatten auch in diesem 

Jahr zahlreiche Pädagogenteams aus ganz 
Deutschland innovative, fächerübergreifende 

Unterrichtsprojekte eingereicht. Die Jury zeich-
nete das Lehrer-Team Thomas Kunemann, 

Roland Luschkowski und Projektleiter Dieter 

Maucher von der Mali-Gemeinschaftsschule 
Biberach mit dem 1. Preis in dieser Kategorie 

für ihr Projekt „Stockwerk-Greenbox-
Filmstudio“ aus. Das „Stockwerksmodell“ löst 

für einige Klassen die herkömmliche Klassen-
struktur auf und dehnt das Unterrichtsgesche-

hen räumlich und personell auf das gesamte 
Stockwerk aus. Heinz-Peter Meidinger, Bun-

desvorsitzender des DPhV, würdigte mit Blick 

auf die ausgezeichneten Unterrichtsprojekte 
den hohen Stellenwert von Team-Arbeit im 

heutigen Schulbetrieb: „Wir sind daran interes-
siert, dass die Möglichkeiten einer fächerüber-

greifenden Zusammenarbeit für die qualitative 

Weiterentwicklung von Schule stärker genutzt 
werden. Teamarbeit schafft Synergieeffekte, 

fördert die Kooperationsbereitschaft in Lehrer-
kollegien und eröffnet Schülern unterschiedli-

che fachliche Zugänge zu den Unterrichtsge-

genständen." Die Anmeldung zum Wettbewerb 
2015 ist ab sofort auf www.lehrerpreis.de 

möglich. 
(12/46/14) 

 

 

Realschülerinnen und Realschüler sind „digitale Köpfe der Zukunft“ 
 
(dbb) „Realschülerinnen und Realschüler sind begehrte Fachkräfte und digitale Köpfe der 

Zukunft.“ Das stellte der Bundesvorsitzende der Verbandes Deutscher Realschullehrer 
(VDR), Jürgen Böhm, mit Blick auf die digitale Bildung fest. Böhm forderte, die Bildungs-

förderung auf dieses Zukunftsfeld zu konzentrieren. 

 
„Wer Bildung für die Zukunft aufstellen möch-

te, kommt an der Nutzung der Möglichkeiten 
der digitalen Medien nicht vorbei“, so der VDR-

Vorsitzende am 3. Dezember 2014. Dabei 
müsse die Fachkompetenz der Lehrkräfte ge-

nutzt werden. „Und an den Schulen müssen 

förderliche Rahmenbedingungen, Freiräume 
und Fortbildungsmöglichkeiten geschaffen 

werden, um das weite digitale Feld zu nutzen 
und zu erschließen“, so Böhm am Rande der 

Abschlussveranstaltung zum Wissenschaftsjahr 

2014, das unter dem Motto „Die digitale Ge-

sellschaft“ vom Bundesministerium für Bildung 
und Forschung veranstaltet worden war. 

 
Böhm, der zu den im Rahmen des Wissen-

schaftsjahres gekürten 39 „Digitalen Köpfen“ 

Deutschlands gehört, fordert seit Jahren ver-
stärkte Anstrengungen und Investitionen im 

Bereich der Gestaltung einer „digitalen Schule“. 
(13/46/14) 

 

 

DJG bezieht Position zur Einführung des elektronischen Rechtsverkehrs  
 
(dbb) Die Deutsche Justiz-Gewerkschaft (DJG) hat in ihrer Bundesvorstandssitzung am 

21. und 22. November 2014 in Eisenach ein Positionspapier zur Einführung des elektroni-
schen Rechtsverkehrs und der elektronischen Akte verabschiedet. „Für die DJG steht auch 

im Zusammenhang mit der Einführung der elektronischen Verarbeitungssysteme in der 

Justiz weiterhin fest: Der Mensch steht im Mittelpunkt“, heißt es darin.  

 
Mit der Einführung des elektronischen Rechts-
verkehrs und der elektronischen Akte stehe die 

Justiz vor einem „grundlegenden Umbruch, der 
sich nachhaltig auf nahezu alle Arbeitsweisen 

und alle Berufsgruppen innerhalb der Justiz 

auswirken wird“. Die technischen Verbesse-
rungen sollten helfen, bisherige Arbeitsabläufe 

zu verbessern und zu optimieren. „Diese Pro-
zesse werden von der DJG grundsätzlich be-

grüßt, jedoch nicht als Selbstläufer verstan-
den“, heißt es in dem Positionspapier. „Dieses 

Vorhaben kann nur gelingen, wenn alle Betei-

ligten frühzeitig informiert und eingebunden 

http://www.lehrerpreis.de/
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werden sowie in Entscheidungsprozessen Ge-
staltungsspielräume nutzen können.“  

 
Forderungen der DJG sind unter anderem die 

Strukturen zu erhalten, die Datenhoheit bei der 

Justiz zu belassen, zusätzliches Personal bis 

zum Abschluss der Einführung bereitzustellen, 
Gewerkschaften und Personalvertretungen 

einzubinden und eine geeignete EDV-
Infrastruktur zu schaffen.  

(14/46/14) 

 

 

Neue Mess- und Eichverordnung: Eichämter sorgen weiter für unabhängige 
Prüfung 
 
(dbb) „Das ist heute ein wichtiger Tag für das Gesetzliche Messwesen in Deutschland." 
Mit diesen Worten kommentierte Ronald Kraus, Vorsitzender des BTE Gewerkschaft Mess- 

und Eichwesen, die Verabschiedung der Mess- und Eichverordnung am 28. November 
2014 durch den Bundesrat in Berlin.  

 
Das Eichgesetz und die nun beschlossene Ver-

ordnung treten zum 1.Januar 2015 in Kraft und 
bringen gravierende Veränderungen für Ver-

braucher sowie Messgeräteverwender- und 
hersteller. Insbesondere beim erstmaligen 

Inverkehrbringen von Messgeräten überträgt 
der Gesetzgeber den Herstellern mehr Verant-

wortung. Die innerstaatliche Bauartzulassung 

und die Ersteichung von national geregelten 
Messgeräten werden ab 2015 durch eine 

Konformitätsbewertung ersetzt. Die bisherige 
Ersteichung durch die Eichämter entfälllt. 

 

Die Nacheichung von verwendeten Messgerä-
ten in periodischen Abständen bleibt im bishe-

rigen Umfang den Eichbehörden der Länder 

und den staatlich anerkannten Prüfstellen vor-

behalten. Für den Erhalt der regelmäßigen 
Nacheichung durch eine unabhängige neutrale 

Behörde hatte sich der BTE stets eingesetzt. 
„Gleichzeitig kommen nun neue wichtige Auf-

gaben auf unsere Techniker und Ingenieure 
zu, so dass wir dringend Verstärkung brau-

chen", sagte Kraus. 

 
Die Eichämter und staatlich anerkannte Prüf-

stellen sind für eine Vielzahl von Messgeräten 
zuständig - von A wie Abgasmessgeräte in Kfz-

Werkstätten, Elektrizitäts- und Gaszähler, Ta-

xameter und Waagen bis Z wie Zapfsäulen. 
(15/46/14) 

 

 

Namen und Nachrichten 

(dbb) Im Rettungsdienst Oberhavel (Land 

Brandenburg) stehen die nächsten Tarifver-

handlungen 2015 an. Die 2012 eingeführten 
Regelungen sind gekündigt. Die Arbeitgeber-

seite wurde zu Verhandlungen aufgefordert, 
wie der dbb am 28. November 2014 mitteilte. 

Die damals noch nicht erreichten Ziele sollen 

weiter verfolgt werden. Im Kern geht es um 
eine Anpassung der Entgelte nach oben und 

um Bezahlungsgerechtigkeit. Der Rettungs-
dienst dürfe nicht schlechter dastehen als an-

dere Beschäftigte des Landkreises.  
 

Im Mittelpunkt der Hauptvorstandsitzung des 

Deutschen Beamtenbundes Nordrhein-
Westfalen am 25. November 2014 in Düssel-

dorf stand die Tarif- und Besoldungsrunde 
2015. Vor dem Hintergrund der Besoldungsge-

spräche im August dieses Jahres warnte der 

DBB NRW Vorsitzende Roland Staude die 

rot/grüne Landesregierung vor dem „Griff in 

den Giftschrank“. Als Beispiel nannte er den 

Versuch, Veränderungen in der Versorgung zu 
implementieren. „Das ist mit uns nicht zu ma-

chen“, sagte Staude unter dem Beifall der 75 
Mandatsträger des nordrhein-westfälischen 

Beamtenbundes. 

 
Die Deutsche Polizeigewerkschaft Baden-

Württemberg (DPolG) hat bei den Personal-
ratswahlen 2014 ihre Führungsposition im 

Land deutlich ausgeweitet: 175.000 Stimmen 
für die DPolG, die zum BBW – Beamtenbund 

Tarifunion gehört. Damit haben über 70 Pro-

zent der Beschäftigten bei der Polizei der 
DPolG das Vertrauen ausgesprochen. Vorsit-

zender des Hauptpersonalrats der Polizei bleibt 
DPolG-Landesvorsitzender Joachim Lauten-

sack. Für BBW-Chef Volker Stich ist das her-

vorragende Abschneiden der DPolG ein Signal 
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dafür, dass die DPolG und der BBW im Land 
mit ihrer gewerkschaftspolitischen Positionie-

rung richtig liegen. Stich, der auch dbb Vize 
ist, wertete den Ausgang der Personalratswah-

len auch als Beleg dafür, dass die öffentlich 

Beschäftigten im Land den BBW-Kurs gegen 
die grün-rote Sparpolitik zulasten von Beamten 

mittragen.  
 

Der Hauptvorstand der VdB Bundesbank-

gewerkschaft hat sich vor dem Hintergrund 
der anstehenden Erneuerung der Banknoten-

bearbeitungssysteme (BPS 1120) für eine Re-
duzierung der täglichen Maschinenlaufzeit auf 

7,5 Stunden ausgesprochen. Auf seiner Sitzung 

am 20.und 21. November 2014 in Magdeburg 
erklärte das Gremium, der überdurchschnittlich 

hohe Krankenstand im Filialbereich weise da-
rauf hin, dass die 2007 eingeführten versetzten 

Arbeitszeiten offensichtlich gesundheitlich be-
lastend sind. Mit Blick auf den hohen Alters-

durchschnitt der Beschäftigten und die zum 

Teil bereits vorhandenen gesundheitlichen 
Beeinträchtigungen sollte die Umrüstung auf 

die neuen Bearbeitungssysteme deshalb ein-
hergehen mit der Reduzierung der Maschinen-

laufzeit von jetzt 9 Stunden und 15 Minuten 

auf 7 Stunden und 30 Minuten. Neben dem 
Aspekt der Gesundheitsfürsorge würde mit der 

Rückkehr zu dieser „normalen“ Arbeitszeit auch 
ein von den Mitarbeitern immer wieder geäu-

ßerter Wunsch erfüllt. 
 

Der Bund Deutscher Rechtspfleger (BDR) hat 

die Vereinbarkeit des deutschen Betreuungs-
rechts mit der UN-

Behindertenrechtskonvention geprüft. Wie der 
BDR am 1. Dezember 2014 mitteilte, sei im 

Ergebnis festgestellt worden, dass die deut-

schen Regelungen zwar reformbedürftig seien, 

aber mit den Vorgaben des UN-Ausschusses in 
Einklang stehen. Konkrete Verbesserungsvor-

schläge seien an das Bundesjustizministerium 
übermittelt worden. Ein weiteres Thema: die 

Belastung der Gerichte durch steigende Fall-

zahlen. Diese aktuellen Themen sollen unter 
anderem auch auf der nächsten BDR-

Präsidiumssitzung am 5. und 6. Dezember in 
Dresden behandelt werden.  

 

Das Bundesbesoldungs- und -
versorgungsanpassungsgesetz 2014/2015 

(BBVAnpG 2014/2015), das am 28. Mai 2014 
vom Bundeskabinett beschlossen wurde und 

das der Deutsche Bundestag am 9. Oktober 

2014 verabschiedet hat, ist am 28. November 
2014 im Bundesgesetzblatt (BGBl. I Nr. 54 S. 

1772) verkündet worden. Das Gesetz regelt die 
Übertragung des Tarifergebnisses für den öf-

fentlichen Dienst im Bund vom 1. April 2014 
auf die Beamten, Soldaten und Richter sowie 

die Versorgungsempfänger des Bundes. Das 

Ergebnis der Tarifverhandlungen wurde zeit- 
und inhaltsgleich übernommen. Demnach wer-

den die Dienst- und Versorgungsbezüge je-
weils zum 1. März 2014 und 1. März 2015 line-

ar angehoben. Die Grundgehälter erhöhen sich 

zum 1. März 2014 mindestens um 90 Euro. Die 
Erhöhungen ‒ dies gilt auch für den Mindest-

betrag von 90 Euro ‒ vermindern sich um je-
weils 0,2 Prozentpunkte, sodass die Bezüge im 

Ergebnis zum 1. März 2014 um 2,8 Prozent, 
oder, bei einer Mindesterhöhung, auch um 

einen höheren Prozentsatz und zum 1. März 

2015 um 2,2 Prozent erhöht werden, wie das 
Bundesinnenministerium mitteilte. Der 

Unterschiedsbetrag wird der Versorgungsrück-
lage des Bundes zugeführt. 

(16/46/14) 

 

 

http://www.bmi.bund.de/SharedDocs/Kurzmeldungen/DE/2014/05/anpassungsgesetz.html?nn=3314802
http://www.bmi.bund.de/SharedDocs/Kurzmeldungen/DE/2014/05/anpassungsgesetz.html?nn=3314802
http://www.bmi.bund.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2014/04/tarifverhandlungen.html?nn=3314802
http://www.bmi.bund.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2014/04/tarifverhandlungen.html?nn=3314802

